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Text 

§ 76. (1) Erwachsen der Behörde bei einer Amtshandlung Barauslagen, so hat dafür, sofern nach den 
Verwaltungsvorschriften nicht auch diese von Amts wegen zu tragen sind, im allgemeinen die Partei 
aufzukommen, die um die Amtshandlung angesucht hat. Als Barauslagen gelten auch die Gebühren, die 
den Sachverständigen und Dolmetschern zustehen. 

(2) Wurde jedoch die Amtshandlung durch das Verschulden eines anderen Beteiligten verursacht, so 
sind die Auslagen von diesem zu tragen. Wurde die Amtshandlung von Amts wegen angeordnet, so 
belasten die Auslagen den Beteiligten dann, wenn sie durch sein Verschulden herbeigeführt worden sind. 

(3) Treffen die Voraussetzungen der vorangehenden Absätze auf mehrere Beteiligte zu, so sind die 
Auslagen auf die einzelnen Beteiligten angemessen zu verteilen. 

(4) Ist eine Amtshandlung nicht ohne größere Barauslagen durchführbar, so kann die Partei, die um 
die Amtshandlung ansucht, zum Erlag eines entsprechenden Vorschusses verhalten werden. 

(5) Die den Zeugen und Beteiligten sowie den Sachverständigen und Dolmetschern zustehenden 
Gebühren sind – falls hiefür nicht die Beteiligten des Verfahrens aufzukommen haben – von jenem 
Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen die Behörde in der Angelegenheit gehandelt hat. 

Anmerkung 

ÜR: Art. IV Abs. 2, BGBl. Nr. 357/1990 
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